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ANGELA   MERKEL: 

Es geht um die Stabilität 
des politischen Systems 

as Schlimme an der Art 
J>nd Weise, in der der Zu- 

anderungsbeschluss  am 
• März im Bundesrat zu- 

ande gekommen ist, ist 
^h Meinung der Partei- 
^rs'tzenden:    Schröders 

.. _ hat die Regierungsko- 
'°n in Brandenburg er- 

^ esst und den Bruch des 
aiitionsvertrags mit der 
^ 'n Kauf genommen. 

Angela Merkel: „Wenn 

dieses Vorgehen Schule 
macht, haben künftig Koali- 
tionsverträge keinen Wert 
mehr. Eine der großen Er- 
rungenschaften dieses Lan- 
des wäre gefährdet, ja: die 
Stabilität des politischen Sy- 
stems insgesamt, die Demo- 
kratie. Machterhalt und Par- 
teitaktik dürfen die verfas- 
sungsmäßige Ordnung nicht 
aushebeln." 

(Fortsetzung Seite 2) 

INHALT 

ANTRAG   SAARLAND 

... auf Einberufung des 
Vermittlungsausschusses: 
Zuwanderungsbegrenzung 
im Gesetz nicht konsequent 

genug festgeschrieben. 
SEITE 3 

BUNDESRAT 

SPD hat dem deutschen 
Parlamentarismus 
schweren Schaden 

zugefügt. Die Argumente 
der CDU im Bundesrat 

zum Zuwanderungsgesetz 
SEITE 5-6 
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• Angela Merkel: SPD 
verfällt in Torschlusspa- 
nik. Zur Initiative Schrö- 
ders in der Familienpoli- 
tik (Seite 6) • Maria Böh- 
mer: Erhöhungen und 
Streichungen beim Kin- 
dergeld - am Ende blei- 
ben nur noch 10 Euro 
übrig (Seite 7-8) • An- 
nette Widmann-Mauz: 
Schröderentdecktdie Fa- 
milien (Seite 7) • Dietrich 
Austermann zur Airbus- 
Beschaffung: Union und 
FDP haben die Rechte 
des Parlaments durchge- 
setzt (Seite 9) • Carl Otto 
LenzfürdenBACDJ:Sind 
nicht auch die Interessen 
der Kunden deutsche In- 
teressen? (Seite 12) • 
Friedrich Merz in der Eu- 
ropadebatte: Ohne funk- 
tionsfähigen Mittelstand 
auch auf dem europäi- 
schen Binnenmarkt kei- 
ne Chance (Seite 14- 
15) • Mittelstandsforum 
der KAS: Für grundlegen- 
den Kurswechsel in der 
Arbeitsmarktpolitik (Sei- 
te 16) • „Ein neuer Wille 
fürs Land". Landespar- 
teitag der CDU Mecklen- 
burg-Vorpommern in War- 
nemünde (Seite 17) 

Fortsetzung von Seite 1 
„Wollen Sie auf den Trüm- 
mern der Brandenburger 
Koalition ein Gesetz verab- 
schieden?" hatte in der Aus- 
sprache Landesinnenmini- 
ster Jörg Schönbohm die 
Vertreter der SPD-regier- 
ten Bundesländer im Bun- 
desrat gefragt. Er führte ih- 
nen den hohen Preis vor Au- 
gen, den sie im Begriff wa- 
ren, ohne Rücksicht und Be- 
denken zu zahlen. 

Dass die Brandenburger 
CDU trotzdem - auch heute 
noch - über die Freiheit ver- 
fügt, sich gegen, aber auch für 
die Weiterführung der Koali- 
tion in Potsdam zu entschei- 
den, ist das Verdienst von 
Jörg Schönbohm. „Er hat mit 
seinem klugen Vorgehen ge- 
zeigt," - so die Parteivorsit- 
zende - „dass er die Loyalität 
und Liebe zu seinem Land mit 
den Interessen unserer ge- 
meinsamen Partei verbinden 
konnte." 

Auch aus Sicht der Partei- 
vorsitzenden gibt es „keinen 
automatischen Zwang, die 
Koalition zu verlassen": Je- 
der könne sehen, dass sie in 
Brandenburg mit Erfolg 
arbeitet. Gerhard Schröder 

könnte es höchst wahrschein- 
lich sogar recht gewesen 
sein, wenn die Sozialdemo- 
kraten in Brandenburg mit 
der PDS einen neuen Partner 
gefunden hätten. 

Inzwischen gilt für diesen 
Kanzler nicht nur „Verspro- 
chen - gebrochen", was seine 
Wahlaussagen von vor drei- 
einhalb Jahren betrifft. Er 
schreckt offensichtlich auch 
nicht vor einem Bruch der 
Verfassung und fester Ver- 
einbarungen zurück. Angela 

Merkel nennt zwei Beispiele: 
• die wiederholte Missach- 
tung des Haushaltsrechts bei 
der Beschaffung des Militär- 
transportflugzeugs A 400 M; 
• die Missachtung der Kom- 
petenzen der EU-KommiS' 
sion, als es ihm mit aller 
Macht darum ging, den 
„blauen Brief an sein Kabi- 
nett wegen schlechter Haus- 
haltspolitik zu verhindern. 

Fürdie Union war am Frei' 
tag wichtig: Sie hat gezeigt- 
dass sie geschlossen handelt- 
Angela Merkel: „Wir sind ge' 
wappnet für einen schwier'' 
gen Wahlkampf, bei dem d'e 

Sozialdemokraten, wie ^ 
gesehen haben, alle Mittel 

nutzen." 
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Zuwanderungsbegrenzung nicht 
konsequent genug festgeschrieben 

ANTRAG des Saarlands 
Drucksache 157/3/02) zu 
TOP 8 der 774. Bundesrats- 
Sltzung am 22. März: Gesetz 
*Ur Steuerung und Begren- 
?ung der Zuwanderung und 
^Regelungdes Aufenthalts 
Ur>d der Integration von Uni- 
0r>sbürgern und Ausländern 

ÖER BUNDESRAT möge 
^schließen: Der Bundesrat 
erlangt zu dem vom Deut- 

schen Bundestag am 1. März 
A)02 verabschiedeten Ge- 
etz  die  Einberufung  des 
ermittlungsausschusses 

§ernäß Artikel 77 Abs. 2 des 
Grundgesetzes mit dem Ziel 
^er grundlegenden Überar- 
eitung des Gesetzes. 

^GRÜNDUNG: Das Zu- 
ar>derungsgesetz genügt 

||lcht der Notwendigkeit der 
°nsequenten    Festschrei- 
Uri8 der Zuwanderungsbe- 

j^nzung als Ziel in allen 
a§enden Normen des Ge- 

LT
8
' Im Bereich der Ar- 

^eilsmigration kommt lc- 
v 

gl|ch die Zuwanderung 

d°n  Hochqualifizierten   in 
n Arbeitsmarkt bei nach- 

^ 'esenem nationalem Ar- 

v
eitsrnarktbedürfnis unter 

e.°J^angprüfung zu Gunsten 
heimischer oder ihnen 

ae,ch gestellter Bewerber 

in Betracht; dementspre- 
chend ist die Zuwanderung 
im Auswahlverfahren (§ 20) 
zu streichen. Die huma- 
nitäre Zuwanderung ist auf 
den Anwendungsbereich 
der Genfer Flüchtlingskon- 
vention zu begrenzen. Für 
die sog. geschlechtsspezifi- 
sche und nichtstaatliche 
Verfolgung besteht keine 
Schutzlücke. Eine Härtfall- 
regelung muss sicher stel- 
len, dass sie keine neuen An- 
reize für Zuwanderung unter 
Missbrauch des Asylrechts 
schafft. Das Kindernach- 
zugsalter ist auf 10 Jahre ab- 
zusenken; Ausnahmerege- 
lungen sind restriktiv zu fas- 
sen. Der Wegfall der Dul- 
dung darf nicht zu einer un- 
gerechtfertigten Besserstel- 
lung Ausreisepflichtiger 
führen und die Aufenthalts- 
beendigung erschweren. 
Personen, deren Identität 
ungeklärt ist, bei denen der 
Verdacht der Zugehörigkeit 

oder Unterstützung terrori- 
stischer Vereinigungen be- 
steht oder die sich bestehen- 
den Integrationsverpflich- 
tungen verweigert haben, 
sind Aufenthaltstitel zu ver- 
sagen. Die Möglichkeiten 
zur Durchsetzung der Aus- 
reisepflicht sind zu verbes- 
sern. Das Asylbewerberlei- 
stungsgesetz ist konsequent 
und durchgängig anzuwen- 
den; eine finanzielle Besser- 
stellung von Asylbewerbern 
bei längerem Aufenthalt 
schafft Zuzugsanreize, die 
zu vermeiden sind. Die Re- 
gelungen über Integrations- 
kurse nach Inhalt, Umfang 
und Kostentragungspflicht 
sowie über Sanktionen bei 
Nichtteilnahme an Integrati- 
onskursen sind zu konkreti- 
sieren. Im übrigen bedarf es 
einer angemessenen Beteili- 
gung des Bundes an den Ko- 
sten der - auch nachholen- 
den - Integration. 

ENTGEGEN der Behauptung des am 22. März amtieren- 
den Bundesratspräsidenten Klaus Wowereit in der Sen- 
dung von „Sabine Christiansen" am lezten Sonntag hat der 
Direktor des Bundesrats, Georg-Berndt Oschatz, vor der 
Abstimmung empfohlen, bei einem gesplitteten Votum ei- 
nes Bundeslands dessen Stimme als ungültig zu werten. 
Das geht aus einem Vermerk der Bundesratsverwaltung für 
Wowereit hervor, der MDR Aktuell vorliegt. 
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Nur Blechschaden? 
Die rot-grüne Koalition hat 
so große Risiken in Kauf ge- 
nommen, um das Einwande- 
rungsgesetz durch den Bun- 
desrat zu bringen, dass das 
Auseinanderbrechen der 
großen Koalition in Bran- 
denburg bloß wie ein Blech- 
schaden aussähe: Was ist 
schon eine gebrochene Ko- 
alitonsvereinbarung, wenn 
über der Szene die dunklen 
Wolken des Verfassungs- 
bruchs hängen? 

Frankfurter Allgemeine 

Machtstreich 
Der Machtstreich, durch 
den die Koalition Deutsch- 
land das Einwanderungsge- 
setz aufnötigte, ist ein Vor- 
gang , bei dem das Wort Will- 
kür so spürbar nahe lag wie 
bei keinem anderen Vor- 
gang seit 1949.     Die Welt 

In den Dienst der 
Macht gestellt 

Klaus Wowereit verließ die 
parteipolitisc he Neutralität, 
die sein Amt im Bundesrat, 
das zweihöchste im Staat er- 
fordert. Erstellte sich in den 
Dienst der Macht. 

DerTagesspiegel 

Risiko einer juristi- 
schen Niederlage 

Dieser Sieg trägt den Kern 
der Niederlage in sich. Nach 
jahrelanger A useinander- 
setzung hat die rot-grüne 

Koalition eine Mehrheit für 
das Zuwanderungsgesetz 
errungen. Schröder hat also 
endlich wieder Handlungs- 
fähigkeit und Durchset- 
zungsstärke bewiesen. Es 
könnte sich tatsächlich um 
einen Sieg handeln, wenn er 
nicht mit dem Risko behaftet 
wäre, in eine juristische Nie- 
derlage zu münden. Und 
wenn die Art und Weise, ihn 
zu erringen nicht so un- 
glaublich kaltschnäuzig 
wäre, so instinkt- und rück- 
sichtslos.   Berliner Zeitung 

Quittung am 
22. September 

Der Kanzler wollte auch um 
den hohen Preis einer Ver- 
fassungskrise   die  Diskus- 

zweites Reformwerk auf Ak- 
zeptanz in der Bevölkerung 
angewiesen ist, steht nun im 
Geruch des Verfassungs- 
bruchs. Ein SPD-Minister- 
präsident macht sich zu»' 
Handlanger seines Partei- 
chefs, ein anderer „assi- 
stiert" als Bundesratspräsi- 
dent - was für ein Bild! Die- 
ser 22. März ist eine 
bleischwere Hypothek ß>' 
die Demokratie dieses Lan- 
des. Rheinische Post 

Verfassung für Partei- 
politik missbraucht 

Dieser Kanzler ist mit sei- 
nem Latein offensichtlich 
am Ende. Trotz aller -M' 
Schau gestellten Gelassen- 
heit:    Gerhard    Schröder 

BERLINER   ZEITUNG:   „UNGLAUBLICH 

KALTSCHNÄUZIG, 
INSTINKT-   UND   RÜCKSICHTSLOS" 

sion über Zuwanderung aus 
dem Wahlkampf heraushal- 
ten. Doch das Kalkül dürfte 
nicht aufgehen. Die Verfas- 
sungs-Trickser könnten jetzt 
gleich mehrfach die Quit- 
tung erhalten: Erst vor dem 
Bundesverfassungsgericht. 
Und dann am 22. Septem- 
ber. BildZeitung 

Bleischwere Hypothek 
Ausgerechnetdas Zuwande- 
rungsgesetz, das wie kein 

zeigt Nerven, er macht kell' 
ler, Riesenfehler. Er hat f& 
zur Bundestagswahl kau"' 
noch ein Thema, mit dem • 
punkten kann. Nur so läsS' 
sich erklären, dass er bei de* 

Auseinandersetzung um d^s 

Zuwanderungsgsetz in d'e 

unterste Schublade des pol'' 
tischen Instrumentarium» 
gegriffen hat - er hat d'e 

Verfassung für parteipoH"' 
sehe Zwecke missbraucht- 

Handelst)!** 

4  UID 10/2002 



ZUR   B u N D E s R ATS s ITZ u N G   AM   22.   MäRZ 

ZUWANDERUNGSGESETZ 

Die SPD hat dem deutschen 
Parlamentarismus schweren 

Schaden zugefügt 
öas im Bundesrat zur Ab- 
stimmung vorgelegte Zu- 
wanderungsgesetz trifft 
Weitreichende Entschei- 
dungen im Hinblick auf 
die soziale Balance in un- 
trer Gesellschaft. Des- 
halb wäre es wichtig gewe- 
en, dieses Gesetz in einem 

Möglichst breiten Konsens 
a,,er politischen Kräfte zu 
yerabschieden.  Der  An- 
rag des Saarlandes, noch 
'•ene Dissenspunkte in ei- 

nem Vermittlungsverfah- 
en zu klären, beweist die 

ernsthafte      Bereitschaft 
er Union, doch noch ei- 
en Kompromiss nach den 
angen ergebnislosen Dis- 
kussionen im  Deutschen 

undestag zu suchen und 
*u finden. 

. uas von der Bundesre- 
S'erung vorgelegte Gesetz 
.       den    entscheidenden 

achteil, dass es zwar eine 
Neuerung und Begrenzung 

Zuwanderung zu errei- 
c en vorgibt, in seinen Ein- 
e ^gelungen   aber   derart 

n
nk,ar bleibt, dass im Ergeb- 

' nicht weniger, sondern 
j.    r   Zuwanderung   nach 

eutschland erfolgen wird. 

DIE   ARGUMENTE 
DER   CDU   ZUR 

ABSTIMMUNG   IM 
BUNDESRAT   ÜBER 

DAS   ZUWANDE- 
RUNGSGESETZ 

Die SPD hat sich im Bun- 
desrat geweigert, ein Kom- 
promissverfahren mitzutra- 
gen. Sie hat es von Beginn an 
darauf angelegt, den mit den 
Grünen verhandelten Kom- 
promiss ohne Abstriche 
durchzusetzen. Dass dieses 
Gesetz in der Tat noch erheb- 
lichen Verbesserungsbedarf 
aufweist, zeigten die Fragen, 
die Brandenburgs Minister- 
präsident im Bundesrat 
stellte. Er hatte allerdings lei- 
der nicht die politische Kraft, 
ein Vermittlungsverfahren 
zu unterstützen. 

Mit einer Arroganz, die 
noch keinem Kanzler 

gewagt worden ist 

Dem Bundeskanzler war 
offenkundig klar, dass er für 
sein     Zuwanderungsgesetz 

keine sichere Mehrheit im 
Bundesrat hatte. Er hat des- 
halb einen Ablauf für diese 
Bundesratssitzung entwor- 
fen, der in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland 
einmalig ist und in seiner Ar- 
roganz der Macht noch von 
keinem Kanzler gewagt wor- 
den ist: 
• Der Bundeskanzler ist 
verantwortlich dafür, das 
Ministerpräsident Stolpe 
den mit der CDU vereinbar- 
ten Koalitionsvertrag gebro- 
chen hat. Dort heißt es: 
„Kommt eine Einigung 
nicht zu Stande, enthält sich 
das Land der Stimme." Ge- 
gen diese Vertragsbestim- 
mung ist die SPD vertrags- 
brüchig geworden. 
• Der Bundeskanzler ist 
verantwortlich dafür, dass 
der ebenfalls der SPD an- 
gehörende Präsident des 
Bundesrates den offenkun- 
digen Dissens in der Lan- 
desregierung von Branden- 
burg ignorierte, um dann ein 
Abstimmungsergebnis fest- 
stellen zu können, das dem 
ursprünglichen Stimmver- 
halten des Landes Branden- 
burg nicht entsprach. 

UID 10/2002-5 
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ANGELA   MERKEL: 

Schröder und SPD in Torschlusspanik 

Ganz plötzlich und aus 
heiterem Himmel stellt 
Schröder eine weitere Er- 
höhung des Kindergelds 
in Aussicht. Der Kanzler 
entdeckt auf einmal die 
Familienpolitik. 

Das ist aber leider ein 
unglaubwürdiges Wahl- 
versprechen.   Dreieinhalb 

Jahre lang hat Rot-Grün 
den Familien nicht gehol- 
fen, sondern sie sogar über 
die Ökosteuer geschröpft. 

Nun auf einmal! Das Fa- 
milienkonzept der Union 
hat Schröder und die Sozi- 
aldemokraten aus dem 
Schlaf gerissen und in Tor- 
schlusspanik versetzt. 

Nur wenige Monate 
vor der Bundestagswahl 
am 22. September ent- 
deckt Kanzler Schröder 
auch die Kinderbetreuung. 
Ebenfalls nach dreieinhalb 
Jahren, in denen nichts 
passiert ist. Und auch 
heute     präsentiert     der 

Kanzler keine konkreten 
Lösungen, sondern nur 
weitere Versprechungen: 
Beim Ausbau von Kinder- 
betreuungsangeboten will 
der Bund Investitionshil- 
fen leisten. 

yy 
Noch nie zuvor in der 

20-jährigen Dokumen- 

tation ist die relative 

Einkommensposition 

von Familien so 

stark abgefallen 

wie seit 1998. 

Sozialrichter Jürgen Bordiert 

Diese Vorgänge stellen 
eine bisher nicht gekannte 
parteipolitische Instrumen- 
talisierung eines Verfas- 
sungsorganes dar. Das Ge- 
setz ist nach Auffassung der 
Union um den Preis eines 
Verfassungsbruches zu- 
stande gekommen. 

Der Bundespräsident 
muss jetzt 

sorgfältig prüfen 

Die CDU erwartet, dass 
der Bundespräsident - der 
zur Überparteilichkeit ver- 
pflichtet ist - eine umfas- 

sende juristische Prüfung 
der Frage einleitet, ob das 
Zuwanderungsgesetz ver- 
fassungskonform zustande 
gekommen ist. Mit dem Ab- 
stimmungsvorgang hat der 
Bundeskanzler dem deut- 
schen Parlamentarismus 
schweren Schaden zuge- 
fügt. Die Wählerinnen und 
Wähler haben bei der Bun- 
destagswahl im September 
die Chance, auch eine Ab- 
stimmung über die skan- 
dalöse Vorgehensweise der 
rot-grünen Regierung und 
über die mangelhafte Qua- 
lität des Zuwanderungsge- 
setzes vorzunehmen. 

Der Spitzenkandidat der 
Union, Ministerpräsident 

Edmund Stoiber, wird nach 
der Regierungsübernahme 
unverzüglich ein neues Gß' 
setz vorlegen, das die Zu* 
Wanderung nach Deutsch- 
land so steuert und begrenzt- 
wie es unseren nationale11 

Interessen entspricht. 

UH17/J 
Weitere Informa- 
tionen z. B. das 

Rechtsgutachten von 
Prof. Josef Isensee 
(Auszug e) und die 

Rede von Jörg Schön- 
bohm im Bundesrat- 

www cdu.de 
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MARIA   BöHMER: 

Erhöhungen und Streichungen - am 
Ende bleiben nur noch 10 Euro übrig 

^um Programmforum der 
^H) „Familie in Deutsch- 
land" erklärte die stellver- 
tretende Vorsitzende der 
C*HJ/CSU-Bundestags- 
f Aktion: 

Die Familienpolitik der 
Bundesregierung hat in die- 
Ser Legislaturperiode allen- 
falls eine Nebenrolle ge- 
sPielt. Versprochen hatte 
Schröderden Eltern im Bun- 
destagswahlkampf 1998 
v,el- Gehalten hat die Bun- 
esregierung davon wenig: 

• Familienpolitik als Pla- 
e0o.   Berücksichtigt   man 
le Erhöhungen und Strei- 

chungen echter familienpo- 
'l'scher Leistungen, blei- 

n am Ende rechnerisch im 
£*nitt von den 16 Euro 
Kindergelderhöhung noch 
§ut 10 Euro übrig. 

*"Urkinderreiche Familien 
^ab es keine Erhöhung, denn 

• Und weitere Kinder wur- 
en von der Kindergelder- 

nung ausgenommen, 
allein Erziehenden wird 

er Haushaltsfreibetrag er- 
^tzlos gestrichen. Das sum- 

'ert sich bis zur Höhe eines 
J°natsgehalts. 

ßei den Betreuungsko- 

e en bleiben Eltern auf den 
Sten 1500 Euro sitzen. Erst 

was darüber hinausgeht, ist 
steuerlich absetzbar, und 
zwar nur von erwerbstätigen 
Eltern. 

Die unseriöse 
Familienpolitik der 

Bundesregierung findet 
nun im Programm- 
forum der SPD ihre 

Fortsetzung: 

• Jetzt setzt der Bundes- 
kanzler das Thema Kinder- 
betreuung auf die Agenda. 
Dreieinhalb Jahre sind ver- 
strichen, ohne dass die Bun- 
desregierung hier irgendet- 
was angepackt hat. Lösun- 
gen gibt es immer noch 
nicht. Statt dessen die Bin- 
senweisheit des Bundes- 
kanzlers: Darüber müsse mit 
den zuständigen Ländern 
und Kommunen verhandelt 
werden.   Mit  solchen  An- 

kündigungen wird Eltern 
nicht geholfen. 
• Wie wenig ernst es die 
SPD mit dem Ausbau der 
Kinderbetreuung meint, 
zeigt sich in den SPD-re- 
gierten Ländern. Hier liegen 
die größten Defizite: 
• Bei den Kindergartenplät- 
zen liegen in den neuen Bun- 
desländern die CDU-regier- 
ten Länder Thüringen und 
Sachsen vorne. 
• In den alten Bundeslän- 
dern liegt Baden-Württem- 
berg vorne. Die Schlusslich- 
tersind Bremen, NRW, Nie- 
dersachsen, Schleswig-Hol- 
stein und Hamburg. 
• Baden-Württemberg 
weist 124 Kindergarten- 
Plätze pro 100 Kinder auf, 
Niedersachsen nur 89. 
• Auch bei den Hortplätzen 
liegen Hessen (42) und Bay- 
ern (29) vor NRW mit 23 
Plätzen pro 1000 Kinder. 

UNGLAUBLICH: Nach- 
dem die Bundesregierung 
die steuerliche Absetzbar- 
keit von Haushaltshilfen als 
„Dienstmädchenprivileg" 
diffamiert und die steuerli- 
che Förderung gegen den 
Widerstand der Union vor 3 
Monaten   abgeschafft   hat, 
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will Schröder nun die Rah- 
menbedingungen für haus- 
halte- und familienbezogene 
Dienstleistungen verbes- 
sern. Dieses Hin und Herhat 
mit seriöser Politik nichts 
mehr zu tun. 

Ganztagsangebote 

Wir setzen auf einen be- 
darfsgerechten Ausbau der 
Kinderbetreuung für alle Al- 
tersgruppen. Für die unter 
3jährigen geht es nicht nur 
um Krippenplätze, sondern 
auch um ein breit gefächertes 
Angebot von Tagesmüttern. 
Einen besonderen Schwer- 
punkt setzen wir auf Ganz- 
tagsangebote. Für Kinder im 
Grundschulalter gilt es, die 
Betreuende Grundschule 
ebenso auszubauen, wie das 
Netz von Ganztagsschulen. 
Hessen, Baden-Württem- 
berg und Bayern haben hier 
zukunftsweisende Wei- 
chensstellungen bei der 
schulischen Ganztagsbe- 
treuung unternommen. 

Weiterhin setzt die Union 
auf ein Familiengeld, das die 
Familien spürbar entlastet, 
Kinder wirklich aus der So- 
zialhilfe holt und überdies 
den Lohnabstand schafft, 
damit sich für Viele eine Ar- 
beitsaufnahme lohnt. 

Wir werden 
das Familiengeld 

finanzieren. 

ANNETTE   W I D M A N N - M A U Z 

Extra für den Wahlkampf: 
Schröder entdeckt die Familien 

Zu den Äußerungen von 
Schröder auf dem SPD- 
Programmforum „Fami- 
lie in Deutschland" zur 
Frauenpolitik erklärte 
die Vorsitzende der 
Gruppe der Frauen der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Nachdem Schröder zu 
Beginn seiner Amtszeit das 
Ressort von Bundesministe- 
rin Bergmann lapidar als 
„Ministerium für Frauen 
und Gedöns" bezeichnet hat 
und sich im Laufe der ge- 
samten Wahlperiode von 
Frauen- und Familienpolitik 
so fern wie mögl ich gehalten 
hat, scheint er nun die 
Frauen- und Familienpolitik 
für den Wahlkampf entdeckt 
zu haben. 

So kündigt er wahlstrate- 
gisch pflichtbewusst - je- 
doch nicht überzeugend - 
an, die Familie als wichtig- 
stes soziales Netz für die 
Menschen anzuerkennen 
und die Kinderbetreuungs- 
möglichkeiten auszubauen. 
Und auch die Frauenpolitik 
soll demnächst am Rande 
seiner Überlegungen vor- 
kommen, jedoch vergisst er 
dabei wieder einmal völlig 
die Familienfrauen. 

Dies alles verkündet er, 
ohne sich in irgendeiner 
Weise festzulegen. Und um 
von der grundlegenden 
Konzept- und Substanzlo- 
sigkeit seiner Politik ab- 
zulenken, wirft Schröder 
dem Kanzlerkandidaten von 
CDU und CSU, Edmund 
Stoiber, vor, ein „reaktionä- 
res Verständnis der Ge- 
schlechterrollen" zu haben. 

Konkrete Schritte 
der Union 

Diese haltlosen Vor- 
würfe lassen tief blicken. 
Möglicherweise ist es dem 
Kanzler nicht recht, dass die 
Unionsfraktion mit dem 
Konzept „Faire Politik für 
Familien" ein umfassendes 
Maßnahmenpaket für eine 
substantielle Frauen- und 
Familienpolitik vorgelegt 
hat. Darin werden u. a. kon- 
krete Wege sowohl zu einer 
Verbesserung der Verein- 
barkeit von Familie und Er- 
werbstätigkeit für Mütter 
und Väter als auch zu mehr 
finanzieller Gerechtigkeit 
für Familien und zur Stär- 
kung der Erziehungskompe' 
tenz aufgezeigt. 
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AIRBUS-BESCHAFFUNG ' 

DIETRICH   AUSTERMANN: 

Union und FDP haben die Rechte 
des Parlaments durchgesetzt 

£um Stand des Beschaf- 
fungsvorhabens A400M 
erklärte der haushalts- 
P°Utische Sprecher der 
c&U/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Das Vertragswerk, beste- 
lend aus Regierungsab- 
kommen und Industriever- 
lrag, wird mit folgenden 
V°rgaben und Einschrän- 
kungen in Kraft gesetzt: 

Es wird klargestellt, dass 
£eine   Verpflichtung   oder 

räJudizierung des künfti- 
gen Deutschen Bundestags 
entsteht, über die jetzt ent- 
sPerrten 5,1 Mrd. € hinaus 
Weitere Mittel für die Be- 
schaffung des A400M in 
kanftigen   Haushalten   be- 
izustellen. 

. Der    OCCAR-Direktor 
lrd       ermächtigt,       für 

Ueutschland lediglich Ver- 
p Achtungen im Gesamtum- 
ang (einschließlich etwai- 

ger Schadensersatzan- 

Aus der entsprechend 
dem Volumen von rd. 5,1 
Mrd. € verminderten Stück- 
zahl von ca. 40 Maschinen 
ergibt sich keine Schadens- 
ersatzpflicht Deutschlands 
gegenüber den europäi- 
schen Vertragspartnern. 

Alle Berichterstatter hal- 
ten die von Bundesminister 
Scharping vorgeschlagene 
Alternative „Zahlung bei 
Lieferung" für unwirt- 
schaftlich (ebenso der Bun- 
desrechnungshof); über die 
Art der Zahlung und die kon- 
krete Bereitstellung der Mit- 
tel soll im Zusammenhang 
mit dem Haushalt 2003 ent- 
schieden werden. Wir sind 

^Prüche)von5,l Mrd. € zu 
anlassen. 

Norbert Hauser, Bonner CDU-Bundestagsab-       ; 

0rdrieter, ist zum Vizepräsidenten des Bundes- /££,• 
rechnungshofes gewählt worden. Die Wahl war SrZi. 
°tWer>dig, weil der bisherige Vizepräsident Dieter En- 

§e|s Nachfolger der Präsidentin Hedda von Wedel ge- 
rden ist, die zum Europäischen Rechnungshof geht. 

für Zahlung  in jährlichen 
Raten bei Kostenanfall. 

Mit diesem Ergebnis ha- 
ben Union und FDP das par- 
lamentarische Haushalts- 
recht durchgesetzt: Es gibt 
keine Präjudizierung künfti- 
ger Parlamentsentscheidun- 
gen-auch nicht auf dem Um- 
weg über eine exorbitante 
Schadensersatzdrohung. Der 
Bundestag bleibt in seinen 
Entscheidungen und Prio- 
ritätensetzungen frei. 

Mit diesen Entscheidun- 
gen ist eine Klage vor dem 
Bundesverfassungsgericht 
nicht mehr erforderlich; der 
von uns vorsorglich einge- 
brachte Entwurf für einen 
Nachtragshaushalt wird 
zurückgezogen. 

Beschämend ist, dass der 
Bundesverteidigungsmini- 
ster in einem mehrmo- 
natigen Verfahren von 
Union, FDP und einzelnen 
Koalitionsabgeordneten auf 
den „rechten Pfad" des 
deutschen Haushaltsrechts 
zurückgeführt werden mus- 
ste. Mit der Blamage für sein 
internationales standing im 
Verhältnis insbesondere zu 
den Vertragspartnern muss 
Rudolf Scharping zu recht 
alleine fertig werden.     UP 
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Am Ende 
• Schwimmbäder und Bi- 
bliotheken, Jugendzentren 
und Stadttheater werden ge- 
schlossen. • Schulen sind in 
unwürdigem Zustand: kein 
Geld für Renovierungen. • 
Straßen werden nur noch 
notdürftig geflickt, Spring- 
brunnen abgeschaltet, Parks 
kaum noch gepflegt. • Im- 
mer mehr Kommunen sind 
Pleite. • Immer mehr Kom- 
munen müssen selbst ihre 
laufenden Ausgaben für 
Personal oder Sozialausga- 
ben auf Pump finanzieren. 
Peter Götz, kommunalpoli- 
tischer Sprecher der CDU/ 
CSU: „Die Schröder-Regie- 
rung hat völlig unver- 
antwortlich immer mehr 
Kosten auf die Kommunen 
verschoben: Grundrente, 
Langzeitarbeitslosigkeit 
und vieles mehr. Immer wie- 
der haben Schröder und 
Eichel mit Steuer- und Fi- 
nanzentscheidungen in die 
Taschen der Kommunen ge- 
griffen: Steuerreform, Un- 
ternehmen Steuerreform 
UMTS-Lizenzversteige- 
rung und vieles mehr. Rot- 
Grün ist auch in den Kom- 
munen am Ende." 

Nicht reden, handeln! 
• Im Mai 2001 hatte die 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion mit ihrem Antrag 
„Deutschland 2015 - Auf- 
bau Ost als Leitbild für ein 

modernes Deutschland" 
(BT-Drs. 14/6038) einen 
Stufenplan vorgelegt, nach 
dem die Gehälter im öffent- 
lichen Dienst der neuen Län- 
der bis 2007 auf das Westni- 
veau gebracht werden soll- 
ten. Die SPD-Bundestags- 
fraktion hatte das damals 
rundweg abgelehnt. Erwin 
Marschewski, innenpoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU, und Meinrad Belle, 
Berichterstatter der Fraktion 
für den öffentlichen Dienst: 
„Jetzt, wo die Wahlchan- 
cen der SPD - insbesonde- 
re in den neuen Ländern - 
schwinden, wird der Kanz- 
lernervös und fordert Dinge, 
die er ohne weiteres selbst 
erfüllen könnte. Er hat noch 
vor der Landtagswahl in 
Sachsen-Anhalt Gelegen- 
heit, einen Gesetzentwurf 
zur Anpassung der Ost-Be- 
soldung an Westniveau vor- 
zulegen." 

Schnellschuss 
• Mit seinem Wahlverspre- 
chen bei BMW, die Steuer 
auf Jahres wagen abzuschaf- 
fen, hat Bundeskanzler 
Schröder wieder einmal ver- 
sucht, die Gunst der Großin- 
dustrie zu gewinnen. Gerda 
Hasselfeldt, finanzpoliti- 
sche Sprecherin der CDU/ 
CSU: „Kleine und mittel- 
große Unternehmen bleiben 
erneut auf der Strecke. Und: 
Wenn schon Abschaffung 

der Jahreswagensteuer, dann 
auch Abschaffung der 
Steuer auf alle anderen Ra- 
batte für Mitarbeiter." Holz- 
mann und Post zeigen, was 
bei „unüberlegten Schnell- 
schüssen" letztlich heraus 
kommt: eine Zeche, die die 
anderen zu bezahlen haben. 

In die Pleite 
• getrieben hat Schröders 
Politik immer mehr Unter- 
nehmen. Das zeigen die In- 
solvenzzahlen 2001 und de- 
ren dramatischer Anstieg 
um 17 Prozent gegenüber 
dem Jahr davor: auf 32.000. 
Peter Rauen, stellvertre- 
tender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: „Die katastrophale 
Konsequenz einer gegen 
den Mittelstand gerichteten 
Wirtschafts, Finanz- und 
Sozialpolitik. Systematisch 
hat die Schröder-Regierung 

die mittelständische Wirt' 
schaft benachteiligt und be- 
lastet." Beispiel: Der Kör- 
perschaftsteuersatz wurde 
für Kapitalgesellschaften 

um 15 Prozent gesenkt. Pef' 
sonenunternehmen wurden 
mit einer Senkung des Ein' 
kommensteuersatzes um 2P 
Prozent abgespeist. 

Gescheitert 
• Unterfinanzierung, Mot'" 
vationsverlust, Nachwuchs' 
mangel, Mängel in den 
Truppenunterkünften - d'e 
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Lage der Bundeswehr, wie 
sie im Jahresbericht 2001 
des Wehrbeauftragten zum 
Ausdruck kommt, ist be- 
sorgniserregend. Die Beför- 
derungslage bei den Offizie- 
ll ist unbefriedigend. Ma- 
tei"ial- und Ersatzteillage: 
schlecht. Paul Breuer, ver- 
teidigungspolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU, und 
ferner Siemann, Bericht- 
erstatter der Fraktion für den 
Arbeitsbereich des Wehrbe- 
auftragten: „Für die Truppe 
er"tsteht ein großer Schaden, 
Wenn jetzt nicht umgesteu- 
ert wird. Die Bundeswehr 
*MiSs dringend aus dem von 
er Schröder-Regierung 
a'tschnäuzig verordneten 
ehattendasein herausge- 
hört werden. Sie braucht 

endlich eine glaubwürdige 
Perspektive." 

Nichts erreicht 
* Schuldrecht, Insolvenz- 
reeht, Heimgesetz, öffentli- 
^he Verkehrsmittel - in all 

esen Bereichen ist zwar 
Schröder-Regierung, 

abe 

Kl 
r nicht Bundesminsterin 

unast tätig geworden. Für 
en Verbraucherschutz ist 
cnts dabei herausgekom- 

r 
en - auch nicht bei der ge_ 

e erst geänderten Eisen- 
^ahnverkehrsordnung.  Wo 
J an   eigentlich   Ersatzan- 
B

Prüche   an   die   Deutsche 
n hätte erwarten können 
1 Verspätungen und ver- 

passten Anschlüssen -, gilt 
nach wie vor der Haftungs- 
ausschluss. Neue Türen 
habe sie mit dem Verbrau- 
cherinformationsgesetz 
geöffnet, behauptet die Mi- 
nisterin. Klaus W. Lippold, 
stellvertretender Vorsitzen- 
der der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfaktion: „Tatsache ist, 
dass sie stattdessen der 
Behördenwillkür Tür und 
Tor geöffnet hat." 

Nur Sonntagsreden 
• Entgegen öffentlicher 
Versprechen haben es die 
Vertreter der SPD in der En- 
quetekommission „Zukunft 
des bürgerschaftlichen En- 
gagements" abgelehnt, Vor- 
standsmitgliedern von Ver- 
einen, die kraft Stellung zur 
Geschäftsführung ver- 
pflichtet sind, eine steuer- 
und sozialversicherungs- 
freie Aufwandsentschädi- 
gung von 152 Euro monat- 
lich zu gewähren. Jedes Te- 
lefonat, jede Briefmarke, je- 
den Fahrkilometer müssen 
Vereinsvorstands-Mitglie- 
der dem Finanzamt durch 
Einzelbelege nachweisen 
und gleichzeitig „sowohl 
gegenüber Dritten als auch 
gegenüber demVerein er- 
hebliche Haftungsrisiken" 
tragen, wie es in einem von 
der Kommission eingehol- 
tes Rechtsgutachten heißt. 
Klaus Riegert, Vorsitzen- 
der der Arbeitsgemeinschaft 

„Sport und Ehrenamt" der 
CDU/CSU: „Wir bleiben 
bei der Forderung, die die 
SPD jetzt schon zum wie- 
derholten Male abgelehnt 
hat. Die Förderung ehren- 
amtlicher Tätigkeiten findet 
bei Rot-Grün nur plakativ in 
Sonntagsreden und Bro- 
schüren statt." 

Gegen Vertreibungen 
• Mit einer gemeinnützigen 
Stiftung will eine überpartei- 
liche Initiative die weltwei- 
ten Vertreibungen doku- 
mentieren und Wege zur 
Völkerverständigung und 
Versöhnung zeigen. Die 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion begrüßt diese Ini- 
tiative und beantragt im 
Bundestag die Errichtung 
eines solchen „Zentrums". 
Norbert Lammert, kul- 
turpolitischer Sprecher der 
Fraktion, und Hartmut 
Koschyk, vertriebenenpoli- 
tischer Sprecher, fordern in 
dem Antrag die Bundesre- 
gierung auf, • die Grundlage 
für eine konstruktive Zusam- 
menarbeit mit der Initiative 
„Zentrum gegen Vertreibun- 
gen" zu schaffen; • ein ge- 
eignetes Gebäude in Berlin 
als öffentlich zugänglichen 
Ort der Forschung, Doku- 
mentation und Ausstellung 
bereit zu stellen; • und Vor- 
aussetzungen für eine Betei- 
ligung der Länder an diesem 
Projekt zu klären. UD 
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FACHKOMMISSION   „EUROPA"   DES   BACDJ 

PROF.   CARL   OTTO   LENZ: 

Sind nicht auch die Interessen 
der Kunden deutsche Interessen? 

Bundeskanzler Schröder 
spielt sich auf als Vertreter 
deutscher Interessen, die 
angeblich von der EU- 
Kommission nicht genü- 
gend beachtet werden. 

Schaut man näher hin, so 
sind es die Interessen gewis- 
ser Zweige der deutschen 
Großindustrie und der mit 
ihnen eng verbundenen Ge- 
werkschaften, für die sich 
Schröder einsetzt, und die 
tatsächlich von der Kom- 
mission mehr Wettbewerb 
ausgesetzt und einer wirksa- 
men Beihilfenkontrolle un- 
terworfen werden sollen - 
nicht nur in Deutschland, 
sondern in der ganzen EU. 

Zweifellos sind die Inter- 
essen der deutschen Großin- 
dustrie deutsche Interessen, 
aber sind sie auch die Inter- 
essen aller Deutschen? Sind 
nicht auch die Interessen der 
Kunden der Großindustrie, 
z.B. der Autokäufer, deut- 
sche Interessen? Oder sind 
die Interessen der Betriebe, 
die keine Beihilfen empfan- 
gen, nicht auch deutsche In- 
teressen? Und liegt es nicht 
im Interesse aller Verbrau- 
cher, dass ein wirksamer 
Wettbewerb für möglichst 
hohe Qualität und möglichst 

HBi 

niedrige Preise sorgt? Und 
liegt es nicht im Interesse al- 
ler Betriebe, die keine 
Staatsbeihilfen erhalten 
(und das sind die allermei- 
sten), dass keine - wenig- 
stens keine wettbewerbver- 
fälschenden - Subventionen 
gezahlt werden? Liegt es 
nicht im Interesse aller deut- 
schen Steuerzahler, dass 
dem Subventions-Europa- 
meister Deutschland Einhalt 
geboten wird? 

Diese Interessen vertritt 
die EU-Kommission. Sie 
hat sich schon in der Sache 
des „blauen Briefes" als der 
bessere Sachwalter der In- 

teressen der stabilitätsbe- 
wussten Mehrheit des deut- 
schen Volkes (und aller eu- 
ropäischen Völker) erwie- 
sen. Sie braucht den Vor- 
wurf der Missachtung deut- 
scher Interessen nicht aui 
sich sitzen zu lassen. 

Warum vernachlässigt 
Schröder die Interessen der 
vielen (unorganisierten) 
Konkurrenten, Steuerzah- 
ler und Verbraueher und 
bevorzugt die wenigen (or- 
ganisierten) großindustri- 
ellen und gewerkschaftli' 
chen Interessen? Weil er 
sich davon mehr Vorteile 
im Wahlkampf verspricht! 
Er ist der Kanzler der Kon- 
zerne und Gewerkschaften- 
nicht der Verbraucher und 
Steuerzahler. Er steht für 
gewisse deutsche Sonder- 
interessen, nicht für die In' 
teressen der Allgemeinheit- 
Wir brauchen einen KanZ' 
ler, dem Gemeinnutz vor 
Eigennutz geht. 

Barbara von Wnuk-Lipinski ist neue Bundes- 
vorsitzende des Rings Christlich-Demokrati- 
scher Studenten (RCDS). Die Bundesdelegier- 
tenversammlung des größten deutschen Studentenver- 
bands hat am 13. März in Bad Nenndorf Stefan Gösen- 
kamp zum stellvertretenden Vorsitzenden und Bence 
Bauer zum Bundesschatzmeister gewählt. 
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SCHRÖDER verliert Ver- 
tuen bei der Wirtschaftse- 
lle- Das ist das Ergebnis ei- 

ner Allensbach-Umfrage im 
auftrag des Wirtschaftsma- 

§azins Capital. Mehralsdrei 
JBrtel der 375 befragten 
ührungskräfte fordern ei- 
en      Regierungswechsel. 

Nur 
Mc 

noch   15 Prozent der 
anager sehen die Bundes- 

regierung „stark genug" für 
le   Durchsetzung   durch- 

reifender Reformen. Mehr 
als die Hälfte der Befragten 

auen genau das - nötige 
e'0rrnen anzugehen - dem 

^nzlerkandidaten der 
n'on Edmund Stoiber zu. 

N,NTER CDU und PDS ist 
Jund drei Wochen vor der 

andtagswahl in Sachsen- 
nhalt in der Wählergunst die 

^gierende SPD abgestürzt. 
ach den Zahlen von Emnid 

KURZ    &    BÜN DIG1 

zu rechtfertigen". 
Mit Hilfe des 
„Zwangspfands" 
greife der Bundes- 
umweltminister 
in den Markt ein 
und betreibe Pro- 
dukt"lenkung". 
Den Kosten dafür 
in Höhe von über 
drei Milliarden 
Euro stehe nur 
eine marginale 
Entlastung der 
Umwelt gegenüber. 

\ 
, ""-u tarnen vuii i .miiki 

j^edie CDU auf 33 Prozent 
das sind elf Prozentpunkte 

2 ehr als 1998-, die PDS auf 
(v 

(P'us 5), die SPD auf 24 
°n 35,9 vor vier Jahren). 

JALSCHES SIGNAL hat 
7* Bundesverband der Deut- 

£
hen Industrie (BDI) die 

^Scheidung der Schröder- 
pf§'erung     genannt,     die 

PudJdptlicht auf Einwegver- 
v

Ckungen für Bier, Mineral- 
fr

dSser und CCyhaltige Er- 
fü^

Chungsgetränke einzu- 
lii. n" "ökonomisch unsin- 

gUnd auch ökologisch nicht 
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Die Erfolgs- 
geschichte 
des Evange- 
lischen Ar- 
beitskreises 
von A. Martin 
unclG. Meh- 
nert. Das 
Buch ist über 
EAK-Bundes- 
geschäfis- 
stelle, Klin- 
gelhöfer- 
straße 8. 
10785 Berlin, 
für 15 € incl. 
Mwst. und 
Versand 
erhältlich. 

JEDER ZWEITE bis dritte 
Betrieb ist, wie die West- 
deutsche Genossenschafts- 
Zentralbank (WGZ) mit- 
teilt, mit seinem Geschäfts- 
verlauf unzufrieden: ein 
neuer Tiefststand auf dem 
Stimmungsbarometer des 
deutschen Mittelstands. 90 
Prozent der unzufriedenen 
Unternehmen befürchten, 
dass die Lage schlecht bleibt 
oder sogar noch schlechter 
wird. Entsprechende Tiefst- 
stände melden die Unter- 
nehmen bei den Investitio- 
nen. Nur jeder achte von ih- 
nen plant Erweiterungsinve- 
stitionen. WGZ-Vorstand- 
schef Werner Böhnke: „Es 
wird nicht in Wachstum in- 
vestiert, weil kaum jemand 
an Wachstum glaubt." 

3,5 PROZENT weniger 
Gewerbe sind 2001 in 
Deutschland      angemeldet 

worden: insgesamt 729.000. 
Die Zahl der Gewerbeab- 
meldungen ist um 2,7 Pro- 
zent zurückgegangen: auf 
645.000. Bei 184.000 der 
neu angemeldeten Betriebe 
kann eine größere wirt- 
schaftliche Substanz vermu- 
tet werden. Rund 400.000 
Neuerrichtungen sind Klein- 
gewerbe- oder Nebener- 
werbsbetriebe. 

FAST UNVERÄNDERT 
ist in Deutschland die Schül- 
erzahl an Berufsschulen: 
rund 2,7 Millionen im lau- 
fenden Schuljahr 2002/ 
2002. Wie schon im Vorjahr 
stewht einer geringfügigen 
Zunahme in den alten Bun- 
desländern um 0,3 Prozent 
eine Abnahme in den neuen 
Ländern und in Berlin um 1,1 
Prozent gegenüber. Hohe 
Zuwachsraten weisen beruf- 
liche Schularten auf, die zur 
Hochschul- bzw. Fachschul- 
reife führen. UD 
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EUR0PADEBATTE     IM     DEUTSCHEN     BUNDESTAG 

FRIEDRICH   MERZ: 

Ohne funktionsfähigen Mittelstand 
auch in Europa keine Chance 

In der Debatte zum Thema 
„Ergebnisse des Europäi- 
schen Rates von Barcelona 
am 15./16. März 2002" am 
21. März führte der Vor- 
sitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion u.a. 
folgendes aus: 

Der Bericht der EU- 
Kommission vom 15. Ja- 
nuar 2002 formuliert mit 
gutem Grund gerade für 
Deutschland dringenden 
Handlungsbedarf insbeson- 
dere bei der Deregulierung 
der Arbeitsmärkte, der Re- 
form der Steuer- und Ren- 
tenversicherungssysteme, 
bei der Liberalisierung der 
Strom- und Gasmärkte so- 
wie bei den Investitionen in 
Bildung und Forschung. 

Noch deutlicher war der 
Bericht der EU-Kommis- 
sion über die Umsetzung der 
Grundzüge der Wirtschafts- 
politik der EU-Staaten im 
Jahre 2001 vom 21. Februar 
dieses Jahres, den der Eco- 
fin-Rat erarbeitet hat. Das 
Zwischenzeugnis, Herr 
Bundeskanzler, das Ihnen 
und Ihrer Regierung dort 
ausgestellt wird, ist eine 
scharfe und gleichzeitig be- 
rechtigte Kritik an Ihrer Re- 
gierungspolitik. Es ist be- 

zeichnend, dass Sie es in Ih- 
rer Regierungserklärung mit 
keiner Silbe erwähnt haben. 

Europa stände besser da, 
wenn Deutschland nicht 
diesen Wachstumseinbruch 
im letzten Jahr gehabt hätte. 
Nicht die Europäische 
Union hat ein Wachstums- 
und Beschäftigungspro- 
blem, sondern vor allen 
anderen ist es Deutschland, 
das unter Ihrer Führung, 
Herr Bundeskanzler, zum 
Schlusslicht in Europa ge- 
worden ist. Schlusslicht 
beim Wachstum, Schluss- 
licht bei der Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt, dafür 
aber das Land mit der höch- 
sten Neuverschuldung aller 
europäischen Mitgliedstaa- 
ten. Europa hat nicht in er- 
ster Linie ein europäisches 
Problem, sondern ein deut- 
sches Problem. Deutsch- 
land, Herr Bundeskanzler, 

ist in der Zeit Ihrer Regie' 
rung zum kranken Mann 
Europas geworden. 

In Ihrer Regierungser- 

klärung vom heutigen Tag 
kommt in erstaunlicher, ich 
sage: in erschreckender Häu- 
figkeit das Wort von der deut- 
schen „Industriepolitik" vor- 

Meine Damen und Her' 
ren, damit kein Missver- 
ständnis entsteht: Wir brau- 
chen in Deutschland produ- 
zierende Industrie, wir brau- 
chen große, weltweit tätige 

Konzerne, die in Deutsch- 

land ihren Sitz haben. D'e 

deutsche Industrie brauch1 

auch in Zukunft gute Stand- 
ortbedingungen. Auch von 
der deutschen Industrie in1 

Ausland geschaffene Ar' 
beitsplätze sichern Arbeite 
platze im Inland. 

Aber deswegen brauche11 

wir noch längst keine „Inou 
striepolitik", vor allem ke"1 

„Industriepolitik", wie ^" 
sie heute morgen von Ihnen- 
Her Bundeskanzler, verrn»1' 
telt bekommen haben. 

Wir brauchen vielm^ 
eine langfristig und $t&"f- 
angelegte Wirtschaftsp0'1' 
tik, die sich unabhängig v°n 

der Größe der Unternehmt 

auf die  Verbesserung , der 
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S I C H ER H E IT ' 

Wettbewerbsfähigkeit aller 
unternehmen in Deutschl- 
and konzentriert. Es wirft 

*'n bezeichnendes Licht auf 
Ihr Verständnis von Wirt- 
^haftspolitik, Herr Bundes- 
kanzler, wenn in Ihrer Re- 
§'erungserklärung vom heu- 
len Tag - und das Thema 

heute ist die Dynamik des 
europäischen und damit 
auch des deutschen Wirt- 

naftsraumes - wenn in 
•eser Regierungserklärung 

das Wort ..Mittelstand" 
lcht ein einziges Mal Ver- 

ödung findet. 
Ihre     Regierungserklä- 

rung vom heutigen Tag, Herr 
undeskanzler, atmet den 
e,st des Interventionismus 
nd des Protektionismus, sie 

J^et den Geist der staatli- 
en   Unternehmensplaner 

dm grünen Tisch, die von ab- 
*rundtiefem Misstrauen ge- 

eigenverantwortliche 
ternehmer geprägt sind 
d die den großen industri- 
en Einheiten das Wort re- 

en' die in kollektiven Gre- 
,.Ien gesteuert und kontrol- 
,eri Werden. 

SCL     
nn  ein  mittelständi- 

L  er   Unternehmer   über- 
*uPt die Zeit gehabt hat, Ih- 

>•  Her 
eute 

irr   Bundeskanzler, 
morgen   zuzuhören, 

"n wird er sjch in Ihrer 

Und   dCr großen Einheiten 
lj,j. deutschen „Industriepo- 
fu     

nicr>t mehr wiederge- 
den haben. Dabei werden 

FRIEDBERT   PFLÜGER 

Den globalen Risiken 
gemeinsam begegnen 

Angesichts der „neuen Bedrohung der zivilierten Welt" 
seit dem 11. September hat der Bundesfachausschuss 
Außen- und Sicherheitspolitik unter der Leitung von 
Friedbert Pflüger beschlossen: Nordamerika und Europa 
müssen sich gemeinsam für die globalen Risiken des 
21. Jahrhunderts rüsten. Mit den Terroranschlägen auf die 
USA ist die Sicherheitspolitik zum zentralen Thema der 
transatlantischen Beziehungen geworden. Drei große 
Aufgaben sind es, die aus Sicht der CDU in den nächsten 
Monaten sorgfältig vorbereitet werden müssen: • Die 
zweite Runde der NATO-Osterweiterung des Bündnisses 
• die strategische Partnerschaft mit Russland • und die 
Ausarbeitung einer gemeinsamen Strategie für die künf- 
tigen - und globalen - Aufgaben der NATO. 

60 % des Umsatzes unserer 
Volkswirtschaft in mittleren 
und kleinen Unternehmen 
erwirtschaftet, 70% der Ar- 
beitsplätze und 80% der 
Ausbildungsplätze werden 
in mittleren und kleinen Un- 
ternehmen bereitgehalten. 
90 % der Unternehmen in 
Deutschland sind kleine und 
mittlere Unternehmen in un- 
serem Land. In der „Indu- 
striepolitik'* unseres Bun- 
deskanzlers kommen sie 
schlicht nicht mehr vor. 

Jedes Kind in Deutsch- 
land weiß, Herr Bundes- 
kanzler, dass wir ohne einen 
funktionsfähigen Mittel- 
stand, der auch im europäi- 
schen   Binnenmarkt   seine 

Chance erhält, nie und nim- 
mer die Wachstums- und 
Beschäftigungskrise über- 
winden werden, in der wir 
uns seit nunmehr fast zwei 
Jahren befinden. 

Aber auch die großen Un- 
ternehmen können mit Ihrer 
Wirtschaftspolitik, Herr 
Bundeskanzler, nicht wirk- 
lich zufrieden sein. 

Die weiter zunehmende 
Überregulierung der Arbeits- 
märkte in Deutschland ist die 
größte Beschäftigungsbrem- 
se, die wir haben. In Ihrer 
Regierungserklärung findet 
sich dazu kein Wort. 

oflüra 
Wortlaut der Rede: 

www.cducsu.de 
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^KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

MITTELSTANDSFORUM: 

Wir brauchen einen grundlegenden 
Kurswechsel in der Arbeitsmarktpolitik 

Das aktuelle Mittelstands- 
forum der Konrad-Aden- 
auer-Stiftung in Berlin hat 
sich mit dem Thema „Ar- 
beitsmarktpolitik auf dem 
Prüfstand" beschäftigt. 

Unter der Moderation 
von Marie-Luise Dött MdB, 
Mitglied des Bundesvor- 
stands der Mittelstands- und 
Wirtschaftsvereinigung der 
CDU, diskutierten Karl-Pe- 
ter Fuß, Vizepräsident des 
Landesarbeitsamts Berlin- 
Brandenburg, Dr. Reinhard 
Gönner MdB, Parlamentari- 
scher Staatssekretär a.D. 
und Hauptgeschäftsführer 
der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberver- 
bände, Senator a.D. Peter 
Kurth MdA, arbeitsmarkt- 
politischer Sprecher der 
CDU-Fraktion im Abgeord- 
netenhaus von Berlin, und 
Karl Brenke, wissenschaft- 
licher Mitarbeiter im Deut- 
schen Institut für Wirt- 
schaftsforschung (DIW). 

Absolute Vorfahrt für 
Vermittlung 

Reinhard Göhner be- 
tonte, dass die Bundesan- 
stalt  für Arbeit  nicht  nur 

in ein modernes und schlan- 
kes Dienstleistungsunter- 
nehmen umgestaltet werden 
müsse. „Wir brauchen vor 
allem einen grundlegenden 
Kurswechsel in der Arbeits- 
marktpolitik: mit absoluter 
Vorfahrt für Vermittlung, 
und weg von milliarden- 
schweren Beschäftigungs- 
und marktfernen schemati- 
schen Weiterbildungspro- 
grammen. 

Der Statistikskandal hat 
die verheerenden Folgen 
aus der Überfrachtung der 
Arbeitsämter mit sachfrem- 
den Aufgaben bloßgelegt. 
Das sogenannte Job- 
AQTIV-Gesetz war mit 
dem Ausbauderkünstlichen 
Beschäftigung dabei wieder 
ein Schritt in die falsche 
Richtung. Niemand darf 
sich aber Illusionen hinge- 
ben: Die hohe Arbeitslosig- 
keit in Deutschland ist nur 
zu überwinden, wenn 
gleichzeitig die Verkrustun- 
gen und Bremsklötze im 
deutschen Arbeitsrecht be- 
seitigt werden." 

Auch Peter Kurth kriti- 
sierte vor dem Hintergrund 
der dramatischen Zahlen 
des Berliner Arbeitsmarktes 
die Arbeitsmarktpolitik auf 

Bundes- und Landesebene: 
„Weder Unternehmer noch 
Arbeitslose trauen den Ar' 
beitsämtern in ihrer heuti' 
gen Struktur zu, wirksam 
bei der Besetzung offener 
Stellen und bei der Vermitt' 
lung Arbeitsloser zu helfet1- 
Wir brauchen eine neue 
Struktur der Berliner Af' 
beitsämter, eine ergebniso- 
rientierte Bewertung und 
Steuerung der Programm' 
Vielfalt und eine Entlastung 
der Arbeitsämter." 

Verteuerung der Arbeit 
wirkt Schaffung neuer 
Arbeitsplätze entgegen 

Das eigentliche Problem 
sei die Steuer- und Abga' 
benbelastung der Unterneh' 
men, die den Faktor Arbe'1 

verteuere   und   damit   de 
Schaffung   neuer   Arbeits- 
plätze entgegenwirke. 
• Das seit drei Jahren beste- 
hende     Mittelstandsforum 
der Konrad-Adenauer-St' 

tung hat das Ziel, mittelst®* 
dische   Unternehmen   & 
Fachpolitikern  zusammen 
zubringen,   um   den   Au 

tausch zwischen Wirtscha 
und Politik zu fördern-   W 
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CDU   MECKLENBURG-VORPO MMERN' 

17.    LANDESPARTE ITAG    IN    WARNEMÜNDE 

Ein neuer Wille fürs Land 
''Unser Land  hat etwas 

esseres verdient, als rote 
rateme und Schlusslicht 
|n Europa auf fast allen po- 
etischen Feldern zu sein." 

Mit großem Beifall haben 
^le Delegierten des 17. Lan- 
jjjsparteitags     der     CDU 
^ecklenburg- Vorpommern 
11123. März in Warnemünde 
le Worte der Parteivorsit- 
enden quittiert, die sowohl 

auf die Bundesrepublik als 
ailch auf das  Bundesland 
§ernünzt waren. 

Angela Merkel ist davon 
^erzeugt: Von diesem Par- 
e,tag wird ein Signal aus- 
j^hen, und mit Eckhardt 
^ehberg an der Spitze wird 

le CDU bei der Landtags- 
ah> am 22. September Rot- 

K°t wegfegen. 

Eine lange Liste 
Schwerer Vorwürfe 
an die Adresse von 

SPD und PDS 

»Die Stimmung für den 

$er •Aschen Wechsel ist bes- 
je zuvor," rief Reh- ais 

lepf      Delegierten zu und 
=gte zum Beweis des Ver- 

gi*r
ens des  SPD/PDS-Re- 

Sc,rUn§sbündnisses in 
schWerin eine 'ange Liste 

' werer Vorwürfe vor. Al- 

Ein neuer Wille fürs 
neuer-wille.de 

les läuft auf eins hinaus: 
Untätigkeit und „gröbliche 
Vernachlässigung" der Lan- 
desinteressen. 

In den Mittelpunkt ihres 
Wahlpogramms hat die 
mecklenburg-vorpommer- 
sche CDU das Thema Ab- 
wanderung-vorallem junger 
Leute-gestellt. Dazu die For- 
derung: „Nicht Mobilitätshil- 
fen, die es erleichtem, dem 
Land den Rücken zu kehren, 
sind nötig, sondern Rahmen- 
bedingungen, die das Hier- 
bleiben ermöglichen." 

Genau so wichtig: eine 
effektive Haushaltspolitik, 
die eindeutige Prioritäten 
für • Investitionen • Unter- 
nehmenssicherung • Er- 
höhung der inneren Sicher- 
heit • und Beendigung der 
Bildungsmisere setzt. 

^ille fürs I 

•-neuer-wille.de 

Angesichts einer neuen 
Umfrage, die der CDU Stim- 
menanteile von mehr als 40 
Prozent  einräumt,  war es 
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1 C D U   MECKLENBURG-VORPOMMERN 

neuer V 

— Pahkorn        -^BB 

kein übertriebenerOptimus- 
mus des Spitzenkandidaten 
zu sagen: „Wir wollen stärk- 
ste Partei und Fraktion wer- 
den. Dann sehen wir wei- 
ter." Und meinte mit dem 
zweiten Satz die Frage einer 
Koalition. Die FDP jeden- 
falls darf diesmal damit 
rechnen, die Fünf-Prozent- 
Hürde zu überspringen. 

Landesvertreter- 
versammlung: 

Bei der Aufstellung der 
Kandidaten durch die Lan- 
desvertreterversammlung 
wurde die Parteivorsitzende 
Angela Merkel mit 98.6 Pro- 
zent auf Platz eins der Lan- 
desliste Bundestagswahl ge- 
setzt, Eckhardt Rehberg mit 
94,5 Prozent auf Platz eins 
der Landesliste Landtags- 
wahl. 

Die CDU-Fraktion im Rat der Stadt Bochum sucht für 
die Fraktionsgeschäftsstelle zum nächstmöglichen 

Zeitpunkt eine/einen 

Fraktionsreferentin/Fraktionsreferent 

Aufgaben: • Recherche politischer Sachverhalte, Sich- 
tung und Sammlung und Auwertung von Materialien für 
die kommunalpolitische Willensbildung • Zusammen- 
arbeit mit den unterschiedlichsten Ämtern der Stadt Bo- 
chum, städtischen Gesellschaften und Parteiorganen der 
CDU • organisatorische und inhaltliche Unterstützung 
und Beratung der Fraktion • Koordinierung der Angele- 
genheiten der verschiedenen Fachausschüsse und Be- 
zirksvertretungen • Mitwirkung bei der Presse- und Öf- 
fentlichkeitsarbeit. 

Anforderungen: • Abschluss Fachhochschule mit 
Fachrichtung Kommunal- oder Innere Verwaltung, ggf- 
auch betriebswirtschaftliches oder gleichwertiges Stu- 
dium • betriebswirtschaftliche Grundkenntnisse • von 
Vorteil wäre ein Querschnittswissen, das durch Praxiser- 
fahrung in verschiedenen Bereichen erworben wurde * 
sichere EDV-Kenntnisse • organisatorische Fähigkei- 
ten • sicheres und gewandtes Auftreten • Verhand- 
lungsgeschick und Überzeugungsvermögen, hohe Kon- 
takt- und Kommunikationsfähigkeit • flexibel, kreativ 
und begeisterungsfähig, aber auch belastbar und ent- 
scheidungsfreudig • die Bereitschaft, Ihre Arbeitszeit 
dienstleistungs- und verantwortungsorientiert flexibel zu 
gestalten • Teamfähigkeit. 

Vergütung: erfolgt den Anforderungen gemäß und let' 
stungsorientiert in Anwendung des BAT bzw. BBesG- 

Wir bieten Ihnen die Mitarbeit in einem Team, Möglich" 
keifen zur Weiterbildung, selbstständiges Arbeiten. Ha' 
ben Sie darüber hinaus noch Fragen? Der Fraktionsge' 
schäftsführer, Hans-Georg Schrumpf, steht Ihnen gerne 
unter Tel.: 0234-9 10-2077 zur Verfügung. 

Wenn Sie sich angesprochen fühlen, richten Sie Ihre Be' 
Werbung mit Lebenslauf, Lichtbild und Befähigung^ 
nachweisen bitte zum 29. April an die CDU-Fraktion i"1 

Rat der Stadt Bochum, Rathaus/BVZ, Zimmer 2098' 
44777 Bochum. 
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WAHLKAMPF 

Kampagnenbriefe: Arena 02 
|* 4. Ausgabe „Arena 02": 
jj'nter den Kulissen des 
Sloiber-Teams: „Den Erfolg 
im Visier" / Die drei Wahf- 
ka,npfphasen vor Ort / De- 
^°skopie: Meinungsklima/ 
SPD muss   Spendenaffäre 
aufarbeiten (15. März 2002) 

3- Ausgabe: Die Union 
*uf Erfolgskurs / Edmund 

toiber: Mit großer Zuver- 
*'cht   in   den   Wahlkampf 
"8- Januar 2002) 

2. Ausgabe: Angela Mer- 
e|;   Rot-Grün   erhält   die 

^u'Uung / Laurenz Meyer: 
^nüg geschluckt/wahlfak- 

-de / Kandidatenservice 
Dezember 2001) 
Erstausgabe des Kampa- 

^en-Newsletters:    Demo- 
te: „Bewegen lässt sich 

viel 
W Packen wir's an" / 
, l,r|lkampf und Internet / 
^dinet.de 

•°ktober2001) 

Adenauer-Haus. 

15. Man 2002 

+ + + Den Erfolg im Visier 
Ein Blick hinter die Kulissen des Sloiber-Teams + + + 

ssr. 
•nW»hl^rim*.B«tojlurSfcrx) ; 
iecfc»n0Kia(er*ntScneOu"« tu 

liClte Kampagne Edmund 

.:•.:. HMfMCfca - 

KmMandie«M0»i 

rJScnrodwiaurEom 

r HwftHitbm m 

HVMHWM dMÖtpmdni I»MH w* 

Korruption! Angola II 
fordert «rundlich« * 
turnt dor SPD-Spendeneffor« 

W 

rtsosn sol, gbl es Ängste »n doi Bundes SPO. 

»Öfteren KoTupDonuMndM sen. 

gefordert, d« Affäre .setr gründlich' autzu- 

"i- djM »;-'  .,•-,-.'•• i I 

lBunflesgMChaftsst«ii»   i 

www.mltglled.cdu.ds 

JBASELII - Bedrohung oder Chance?" Zu 
'e$em Thema führt die Mittelstands- und 

"tschaftsvereinigung der CDU/CSU am 
•April in Köln eine Veranstaltung durch. 
'^Besetzung mit „hochkarätigen Exper- 

sorgt dafür, dass keine der wichtigen 
a§en zum Thema Kapitalaussstattung 
s 'idustriellen Mittelstands unbeantwor- 

le'bt. Diskussionsteilnehmer: der Vor- 
^ende des Basel II-Komitees. William J. 

cDonough, und Dr. Rolf-E. Breuer, Prä- 
K   nt  des   Bundesverbands   Deutscher 
öanken. 

„GLAUBE UND POLITIK" - Zu einem 
Seminar, das sich mit der „Rückbesin- 
nung auf die Grundlagen von Kultur 
nach dem 11. September 2001" befasst, 
lädt die Konrad-Adenauer-Stiftung Leh- 
rer, Studenten, Theologen und politische 
Funktionsträger ins Bildungszentrum 
Eichholz/Wesselingein. Zur Einführung 
spricht der Parlamentarische Staatsse- 
kretär a.D. Horst Waffenschmidt, den 
Schlussvortrag hält Hermann Gröhe 
MdB. Termin: 22./23. Mai. Anmeldun- 
gen: 02236/707234. 
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AUFGELESEN 

H   wax   w ju/ *-* * •* 
L/   A.   ••—'     ^^ ,    ,,,,   DEUTSCHLAND | 

BHANG.GE TAGESZEITUNG  FOR  DE. _ 

SPD 

Platzpatronen 

We/m Müntefering die 
Szene betritt, glaubt man ei- 
nen Sheriff aus dem Wilden 
Westen beim Ausräuchern 
eines Banditennests vor 
sich zu haben. Da hagelt es 
Sanktionen und Zwangs- 
maßnahmen gegen sozial- 
demokratische Dunkelmän- 
ner. Hilfssheriffs aus der 
nordrhein-westfä tischen 
SPD schießen sogar mit der 
Drohung von Beugehaft um 
sich. Der Aufklärungsfuror 
der SPD soll den Eindruck 
vermitteln, dass die SPD 
mit ihren Sündern weniger 
nachsichtig umgehe als die 
CDU. Doch Müntefering ist 
nicht das Gesetz in Person, 
und sein Colt hat bisher 
hauptsächlich Platzpatro- 
nen verschossen. 

Frankfurter Allgemeine 

Chefaufklärer Schmude 

Die Unübersichtlichkeit 
des Geschehens rund um 
die schwarzen Kassen und 

die verdeckten Spenden in 
der SPD hilft bei der Auf- 
klärung - zumindest, wenn 
man unter Aufklärung das 
versteht, was Franz Münte- 
fering seit Tagen betreibt. 
Mit Jürgen Schmude wurde 
nun auch ein „Chefaufklä- 
rer" eingesetzt, der heute 
schon zu wissen scheint, 
was er morgen nicht her- 
ausfinden wird.     Die Welt 

GRÜNE 

Wo und wohin? 

Da sitzen 800 Delegierte 
der Grünen ein ganzes Wo- 
chenende in einem Raum 
ohne Tageslicht und bera- 
ten diszipliniert über ein 
Grundsatzprogramm, von 
dem sie selber sagen, dass 
wohl kaum ein potenzieller 
Wähler es je lesen wird. 
Wozu also die Liebesmüh, 
nur sechs Wochen vor dem 
Wahlparteitag in Wiesba- 
den, bei dem sich die Partei 
auf den Bundestagswahl- 
kampf einstimmen will? 
Die Ernsthaftigkeit der De- 
batte lässt nur einen 
Schluss zu: Die Grünen ha- 

ben ein großes Bedürfnis $ 
klären, wo sie stehen naC» 
fast vier Jahren Regierungs' 
teilhabe, in denen sie ein?11 

radikalen A npassungspi'0' 
zess durchlaufen musst?'1 

Und um nicht weiter nur vO> 
Wahlkampf zu Wahlkm»P< 
zu stolpern, wollen sie si<-' 
vergewissern, wohin «' 
Reise gehen soll. Stuttgart?' 
Zeitung 

PDS 1 
Auf zur Macht 

4 Die PDS bleibt im Bw 
eine oppositionelle Part*' 
Diesen Grundsatz betont 
die Spitzen der Sozialist*-''1 

auf ihrem Programmp«1'11' 
tag immer wieder. So st? 
es in den Redemanuski'/ 
ten.   Doch   ihre   Vorh 
bleiben wenig überzeug? rtd- 

Die Botschaft von RostO^ 
ist in Wahrheit eine and?1 ' 
Die PDS bereitet sich •«'" 
zielstrebig auf die MögÜ1 

keit vor, nach dem 22. •-> " 
tember auch  im Bin11' 
eine     Koalitionsregi?''un 

einzutreten. 0 

Leipziger Volkszeiti"1' 
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GründungslahM«" 

AUFGELES EN1 

.^ttTSCV 

Konkurrenz der Kellner 

^hase eins ging es den 
/'stkommunisten um eine 
Heimat für die Stützen des 
Q',en   DDR-Systems,   ums 
^rieben im Protest. Die 
°S wurde stark und stär- 
er und geht jetzt - Phase 

~^ei ~ zur Normalität über: 
er Politik macht, will re- 

***n. Die PDS auch. Das 
bOi  die  Grünen  längst 

'"'<''• sich, auch wenn die 
e" Reflexe immer noch in 

e" Muskeln zucken. Doch 
. Sollen jetzt nicht wegen 

es   Gegenentwurfs   ge- 
rn werden, sondern we- 

'  n in Ansätzen bereits ver- 
wehter Politik. Protest 

für Sie jetzt Gift. Da sie 
p* nicht als Koch in der 

"'k   auftreten   können, 
pWc» sie als Kellner in 

°nburrenz zur PDS. 
Rheinische Post 

'G   METALL 

Rituale 

Me,^°naten feilt die IG l('iQll on ihrer Stragie für 

den Arbeitskampf. Der 
Fahrplan ist festgezurrt. 
Doch nun legen die Arbeit- 
geber ein erstes Lohnange- 
bot auf den Tisch: mit einer 
Zwei vor dem Komma und 
ein detailiertes Konzept, 
wie der gemeinsame Ent- 
gelttarifvertrag für Arbei- 
ter und Angestellte verwirk- 
licht werden kann - immer- 
hin eine Kernforderung der 
IG Metall. Man müsste 
meinen, solche Kompro- 
miss-Signale würden die 
Gewerkschaft nac hdenklich 
machen. Doch die Warn- 
streiks sollen jetzt bereits 
beginnen. Das lässt nur ei- 
nen Schluss zu: Es ist egal, 
wie sich die Arbeitgeber 
verhalten, die alte Kampf- 
maschine muss aus dem 
Hangar rollen, damit die 
aufgestachelten IG Metall- 
Mitglieder nicht den Spaß 
an ihrer Gewerkschaft ver- 
lieren. Handelsblatt 

VER.DI 

Bremser 

Ver.di macht mobil. Die Wei- 
chen für eine große Gesund- 

heitsreform sollen nicht ohne 
die Gewerkschaften gestellt 
werden. Schon bei der Ren- 
tenreform hatten sich die Ar- 
beitnehmervertreter massiv 
eingeschaltet und als Brem- 
ser betätigt. Ohne die Inter- 
vention vor allem seitens der 
IG Metall wäre die Rentenre- 
form mutiger ausgefallen. 
Bei dem wichtigsten sozial- 
pol it isc hen Reformprojekt 
der nächsten Legislaturperi- 
ode will sich nun Ver.di ins 
Bremserhäuschen setzen. 

Die Welt 

PORTUGAL 

Vertrauen gewinnen 

Mit der Erfüllung der Be- 
dingungen zur Teilnahme 
an der Währungsunion 
schien Portugal Muster- 
schüler in der EU zu sein. 
Aber das ist das Land 
schon lange nicht mehr. 
Zurückgehende Produkti- 
vität hat auch im Ausland 
Vertrauen gekostet. Dem 
neuen Regierungschef fällt 
die Aufgabe zu, dieses Ver- 
trauen wieder zu gewinnen. 

FAZ 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Plakat „Politik braucht Frauen 

DIN Al 
Best-Nr.: 7821 

25 Expl.: 13,00€ (15,00€) 

DINAO 
Best-Nr.: 7822 

25 Expl.: 17,50 € (20,30 €) 

Frauen-Union „Rahmenplakat" 

DIN Al 
Best-Nr.: 8819 

25 Expl.: 13,00 € (15,00 €) 

DINAO 
Best-Nr.: 8820 

25 Expl.: 17,50 € (20,30 €) 

Rednerplakat „Maria Böhmer" 

DIN Al 
Best-Nr.: 8817 

25 Expl.: 13,00€ (15,00€) 

DINAO 
Best-Nr.: 8816 

25 Expl.: 17,50€ (20,30€) 

22  UID 10/2002 
Die Preise in den Klammern sind inkl. 7 % bzw. 16% MwSt. 

Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 



ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Rednerplakat „Edmund Stoiber" 

DIN Al 
Best-Nr.: 8859 

50 Expl.: 15,00 € (17,40€) 

DINAO 
Best-Nr.: 8858 

50 Expl.: 29,00 € (33,64 €) 

Lederfußball 

Best-Nr.: 9614 

1 Expl.: 13,20€ (15,30€) Postkarte 

„Edmund Stoiber" 

Best-Nr.: 9860 

100 Expl.: 6,90 € (8,00 €) 

Ü^r haben den Plan. 

Fußball-WM-Kalender 

70x105 mm 
Best-Nr.: 9849 

500 Expl.: 23,00 € (26,68 €) 

Ab dem 8. April im 
CDU\    Versandzentrum vorrätig! 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
— IS-Versandzentrum - 

Postfach 116233759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7 % bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. UID 10/2002 -23 



UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Die neue Wandzeitung 

Kantig. Echt. Erfolgreich 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für 
Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie können von allen Kreis-, Stadt- 
und Ortsverbänden als Jahresabonnement beim UBG-Medienzentrufl1 

bestellt werden. 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 


